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Vorwort

Diese Untersuchung befasst sich mit metagesetzlichen, das heißt mit im weitesten 
Sinne verfassungsrechtlichen Vorgaben an die Gewährleistung von Wettbewerbs-
gleichheit im grenzüberschreitenden Handel. Um die wechselseitigen Verschrän-
kungen derartiger Anforderungen in einem quasi-konstitutionellen Mehrebenen-
system aufzuzeigen, das sich aus nationalem, supranationalem und internationa-
lem Recht konstituiert, fokussiert meine Arbeit auf die für den deutschen 
Gesetzgeber maßgeblichen Direktiven. Es sind dies insbesondere die Grundrechte 
des Grundgesetzes, die Grundfreiheiten des EG-Vertrages sowie die Diskriminie-
rungsverbote des Welthandelsrechts. Sowohl die rechtsdogmatischen Strukturen 
der einschlägigen, im Wesentlichen gleichheitsrechtlichen Garantien als auch ihr 
konkreter Gewährleistungsgehalt mit Blick auf den internationalen Güteraus-
tausch sind trotz jahrzehntelanger Diskussion noch immer nicht abschließend ge-
klärt. Die vorliegende Schrift unternimmt es, auf Basis einer Lehre vom Rechts-
prinzip die jeweiligen Prüfungsstrukturen zu eruieren und vermittels einer einge-
henden Analyse von Systematik und Teleologie den jeweiligen Anwendungsbereich 
und die genaue Reichweite der genannten Vorgaben aufzudecken. Ein besonderes 
Augenmerk gilt dabei der kritischen Würdigung der Rechtsprechungsentwick-
lung, nicht zuletzt auch um die Implikationen unterschiedlicher Standpunkte bis 
hin zu Einzelfallproblemen sichtbar zu machen. Abschließend habe ich mich be-
müht, meine Schlussfolgerungen durch die Anwendung der gewonnenen Erkennt-
nisse auf dem praktisch bedeutsamen Gebiet der indirekten Steuern zu konkreti-
sieren und zu veranschaulichen. Untersucht werden hier vor allem die Bedeutung 
des Leistungsfähigkeitsprinzips, versteckt diskriminierende Steuersysteme sowie 
die internationale Doppelbesteuerung.

Die Arbeit habe ich im Dezember 2006 bei der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der Universität zu Köln als Habilitationsschrift eingereicht. Für die Druck-
legung konnten neuere Entwicklungen in Rechtsprechung und Literatur bis zum 
Juni 2007, in Einzelfällen auch noch darüber hinaus berücksichtigt werden. Nicht 
mehr Gegenstand der Untersuchung war die Ende 2006 verabschiedete Dienstlei-
stungsrichtlinie 2006/123/EG, die von den Mitgliedstaaten binnen Dreijahresfrist 
umzusetzen ist. Es sei hier nur kurz angemerkt, dass insbesondere deren Art.  16 
betreffend erweiterte Garantien für grenzüberschreitend tätige Dienstleistungser-
bringer und reduzierte Rechtfertigungsmöglichkeiten für mitgliedstaatliche Ein-
schränkungen zu einer weitgehenen Überlagerung der Dienstleistungsfreiheit des 
Art.  49 EG jenseits einer bloßen sekundärrechtlichen Implementierung führt. Die 
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damit verbundene implizite Vertragsänderung in Richtlinienform muss mit Blick 
auf Art.  48 EU auf erhebliche Bedenken stoßen.

Mein akademischer Lehrer Joachim Lang hat wesentlich zu dem Entschluss 
beigetragen, eine rechtsprinzipiell ausgerichtete Abhandlung der Thematik unter 
Hervorhebung ihrer Bedeutung für das Recht der indirekten Steuern zu verfassen. 
Sein in der Kölner Schule des Steuerrechts gründendes Vorbild an systematischer 
Durchdringung komplexer Rechtsmaterien und zahlreiche gemeinsame Gesprä-
che zur Bedeutung einer rechtsethischen Fundierung des Steuerrechts waren mir 
eine Quelle der Inspiration. Nach vielen Jahren fruchtbarer Zusammenarbeit ist es 
mir eine große Ehre und Freude, ihm diese Schrift in Dankbarkeit zu widmen.

Herzlich danke ich daneben meiner Kollegin Johanna Hey, die mir während 
meiner akademischen Laufbahn stets als Ratgeberin zur Verfügung stand und sie 
nicht zuletzt auch durch die zügige Erstellung des Zweitgutachtens maßgeblich 
gefördert hat. Mein Dank gilt ferner der Deutschen Forschungsgemeinschaft, de-
ren Stipendium in erheblichem Maße zum Gelingen dieses Projektes beigetragen 
hat und die auch die vorliegende Veröffentlichung durch einen Druckkostenzu-
schuss unterstützt hat. Der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft sowie der 
Familie Hensel schulde ich Dank für die Verleihung des Albert-Hensel-Preises 
2007. Bedanken möchte ich mich außerdem bei der deutschen Sektion der Vereini-
gung für Internationales Steuerrecht (IFA) für einen großzügigen Druckkosten-
zuschuss. Für die vielfältige Hilfeleistung bei der Literaturbeschaffung danke ich 
den studentischen Mitarbeitern am Institut für Steuerrecht in Köln. Meiner Sekre-
tärin Christine Spitko und den übrigen Mitarbeitern an meinem Augsburger 
Lehrstuhl schulde ich Dank für die abschließende Durchsicht des Typoskripts. 
Die Aufnahme der Arbeit in die Schriftenreihe „Jus Publicum“ verdanke ich 
Herrn Dr. Franz-Peter Gillig, der auch die Veröffentlichung in der vorliegenden 
Form umfassend betreut hat.

Meine Frau Julia hat mich in den Jahren der Habilitation trotz eigener berufl i-
cher Belastungen rückhaltlos unterstützt. Gemeinsam mit meinen Kindern hat sie 
dazu beigetragen, mir den Blick für das im Leben Wesentliche zu erhalten. Dafür 
bin ich zutiefst dankbar.

Augsburg / Brühl, im Februar 2008 Joachim Englisch
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Einleitung

Die Interdependenz der Staaten kommt in kaum einem anderen Bereich so deut-
lich zum Ausdruck wie in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen1. Seit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges hat sich das Volumen des grenzüberschreitenden 
Handels mit Waren weltweit mehr als verfünfzigfacht2. Begünstigt wurde diese 
Entwicklung vor allem durch den Abbau von zolltarifären Handelshemmnissen 
im institutionellen Rahmen des GATT 19473 sowie durch die Entstehung regio-
naler Freihandelszonen bzw. Zollunionen wie der Europäischen Gemeinschaft 
(EG), der NAFTA, des ASEAN oder des MERCOSUR. Insbesondere seit den 
Achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts hat der weltweite Warenaustausch 
ein Ausmaß erreicht, das zu Recht mit dem Schlagwort der „Globalisierung“ um-
schrieben wird. Während nämlich bis zu diesem Zeitpunkt Industriegüter noch 
vornehmlich durch und zwischen OECD-Staaten gehandelt wurden und die üb-
rigen Länder vor allem Südamerikas, Afrikas und Asiens überwiegend Rohstoffe 
und landwirtschaftliche Produkte lieferten, ist der Anteil industriell gefertigter 
Waren unter den Exporten dieser Nationen seither rasant angestiegen. Speziell den 
asiatischen Schwellenländern ist das Eindringen in die globalen Märkte für Indus-
triegüter infolge komparativer Arbeitskostenvorteile und staatlich forcierter Tech-
nologisierung geglückt. Eine besondere Dynamik erhielt diese Entwicklung im 
letzten Jahrzehnt zudem mit der Öffnung zuvor planwirtschaftlich organisierter 
Staaten des sogenannten „Ostblocks“ und insbesondere Chinas für den markt-
wirtschaftlich organisierten Welthandel.

Zugleich setzte in den Achtziger Jahren verstärkt der grenzüberschreitende 
Handel mit Dienstleistungen ein, der inzwischen einen Anteil von etwa 20% aller 
weltweiten Güterexporte ausmacht4. Parallel zur Ausweitung des Welthandels 
sind schließlich auch die Finanzmärkte seit der Aufgabe des Systems fester Wech-
selkurse Mitte der Siebziger Jahre weltweit in immer stärkerem Maße liberalisiert

1 S. Hobe, Verfassungsstaat, S.  248.
2 Quelle: WTO, International Trade Statistics 2006, Chart II.2: World merchandise trade by 

major product group, 1950–05, einsehbar unter www.wto.org. Die Angabe bezieht sich auf den 
Zollwert der gehandelten Waren.

3 General Agreement on Tariffs and Trade.
4 Quelle: WTO, International Trade Statistics 2006, Tables I.3 und I.4, Growth in the value 

of world merchandise trade by region, 2005; respektive Growth in the value of world trade in 
commercial services by region, 2005, jeweils einsehbar unter www.wto.org. Siehe ferner C. 
Grandcolas, Asia-Pacifi c Tax Bulletin 2007, 39.
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worden. Infolgedessen sind auch die internationalen Kapitalströme erheblich an-
gewachsen, denn die Verfl echtung der globalen Wirtschaftsbeziehungen hat den 
Bedarf nach grenzüberschreitenden Kapitaltransfers steigen lassen. Dazu hat nicht 
zuletzt auch die steigende Zahl multinationaler Konzerne beigetragen, deren An-
teil am Welthandel stetig zugenommen hat.

Von all diesen Entwicklungen profi tiert Deutschland als Mitglied der EG und 
wiederholter „Exportweltmeister“5 in besonderem Maße. Andererseits sehen sich 
Staat, Wirtschaftsakteure und Gesellschaft durch die weitreichende Integration in 
die Weltwirtschaft und die damit verbundene hohe volkswirtschaftliche Bedeu-
tung des Bestehens im globalen Wettbewerb auch vor besondere Herausforde-
rungen gestellt. Dem Erhalt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der hei-
mischen Wirtschaft kommt überragende Bedeutung für die Bewahrung des in-
zwischen erreichten wirtschaftlichen Wohlstands auch in künftigen Jahrzehnten 
zu. Konsequent prägt dieser Aspekt mittlerweile die politische Debatte darüber, 
wie viel ordnungspolitischer, aber auch steuerlicher Freiraum den heimischen Un-
ternehmen zu diesem Zwecke zu gewähren ist und inwieweit sich sozialstaatlicher 
Ausgleich sowie die Verfolgung anderweitiger Politikziele mit den dahingehenden 
Forderungen der Wirtschaft verbinden lassen. Immer wieder und keinesfalls nur 
hierzulande wird dann auch die vermeintliche Alternative erwogen, die heimischen 
Standards notfalls unilateral zu bewahren und inländische Betriebe sowie den hie-
sigen Arbeitsmarkt durch besondere Vorkehrungen gegen ausländische Konkur-
renten vor einem Wettbewerb zu schützen, der angesichts weltweit unterschied-
licher und aus deutscher Warte meist laxerer sozialer, umweltpolitischer oder 
sonstiger wirtschaftsregulierender Normen als unfair empfunden wird.

Die vorliegende rechtswissenschaftliche Untersuchung will sich nicht anma-
ßen, über die wirtschafts- oder gesellschaftspolitische Wünschbarkeit solcher 
Maßnahmen zu urteilen. Immerhin legen neuere Handelstheorien den Schluss 
nahe, dass zumindest eine vorübergehende Protektion zwecks Schaffung natio-
naler „Champions“ mit entsprechenden Skalenvorteilen in der Produktion hilf-
reich sein kann, um strategische Markteintrittsbarrieren zu schaffen bzw. zu über-
winden und weltweite Marktanteile zu gewinnen – freilich nur, wenn sich alle 
anderen Handelsnationen nicht ebenso verhalten6. Auch lässt sich manchem 
Schwellenland angesichts gesundheits- und umweltgefährdender Produktionsbe-
dingungen sicherlich der Vorwurf des „Sozialdumping“ oder des ökologischen 
Raubbaus machen, was die selbiges beklagenden Funktionäre und ihre Klientel in 
den arrivierten Industrienationen indes bislang kaum zur Verminderung ihrer 

5 Zur entsprechenden Position in den Jahren 2003, 2004 und 2005 siehe die jeweiligen Jahres-
statistiken der WTO, Leading exporters and importers in world merchandise trade, einsehbar 
unter www.wto.org. Den aktuellen Prognosen zufolge kann die deutsche Volkswirtschaft diese 
Stellung auch im Jahre 2006 behaupten. Freilich bezieht sie sich nur auf den Warenhandel; rech-
net man den immer bedeutsameren Handel mit Dienstleistungen hinzu, belegt Deutschland nur-
mehr einen zweiten Platz nach den USA.

6 Siehe dazu D. Bender, Jahrbuch für Sozialwissenschaft 45 (1994), S.  1 ff.
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Nachfrage nach entsprechend produzierten Gütern bewogen hat. Die Analyse 
dieser und verwandter Phänomene der Globalisierung ist aber in anderen wissen-
schaftlichen Disziplinen besser aufgehoben.

In den folgenden Kapiteln wird es vielmehr darum gehen aufzuzeigen, dass der 
nationale Gesetzgeber in einem internationalen Mehrebenensystem miteinander 
verwobener Rechtsordnungen an der Verfolgung einer protektionistischen Ab-
schottungspolitik schon aus Rechtsgründen weitgehend gehindert ist. Im Gegen-
teil muss er sogar bei jeglichen wettbewerbsrelevanten Regelungen in besonderem 
Maße die Belange des grenzüberschreitenden Handels berücksichtigen. Aus Sicht 
des deutschen Gesetzgebers konstituiert sich das vorerwähnte Mehrebenensystem 
neben dem auch wirtschaftspolitisch keineswegs völlig neutralen Grundgesetz 
vornehmlich aus den multilateralen Abkommen unter dem Dach der World Trade 
Organization (WTO) einerseits und der EG andererseits als den beiden „most 
signifi cant institutional and normative sites of [economic] governance in the world 
today“7. Wie im Verlauf der anstehenden Untersuchung darzulegen sein wird, ver-
fügen diese beiden internationalen Organisationen8 je über einen Rechtskörper, 
der im Verbund mit nationalem Verfassungsrecht zwei weitere quasi-konstitutio-
nelle Ebenen9 mit besonderem Fokus auf den grenzüberschreitenden Handel ein-
zieht.

Deutsche Bundes- und Landesgesetzgeber müssen sich beim Erlass wettbe-
werbsrelevanter Regelungen daher vergegenwärtigen, dass ihre Maßnahmen 
gleichsam verfassungsrechtliche Kreise auch über die eigenen Staatsgrenzen hin-
aus ziehen. Das gesetzte Recht muss nicht nur im föderativen Kompetenzgefüge 
aufeinander abgestimmt10 und mit den Vorgaben des deutschen Grundgesetzes 
vereinbar sein, sondern darüber hinaus auch mit den Wertvorstellungen und Wer-
tungen der supranationalen Rechtsordnung der Europäischen Union (EU) sowie 
der Völkerrechtsordnung in Einklang stehen. Während die Notwendigkeit einer 
europarechtskonformen Konzeption von Gesetzesvorhaben inzwischen dank des 

7 F. Snyder, CMLRev 2003, 313.
8 Siehe zur Völkerrechtssubjektivität von WTO und Europäischer Gemeinschaft Art. VIII:1 

des WTO-Rahmenübereinkommens einerseits sowie Art.  281 EG andererseits.
9 Die Untersuchung verzichtet auf eine eingehende Befassung mit der hoch strittigen Proble-

matik des Verfassungsrechtscharakters der Bestimmungen des EG-Vertrages sowie der multila-
teralen Welthandelsabkommen und insbesondere des GATT. Immerhin sieht der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) den EG-Vertrag als die Verfassungsordnung der Europäischen Gemein-
schaft an, vgl. EuGH, Gutachten 1/91, Slg. 1991, I-6079, Rz.  21; vgl. auch T. Giegerich, Verfas-
sung, S.  617 ff. Für die konstitutionelle Funktion des GATT 1947 siehe E.-U. Petersmann, 3 JIEL 
(2000), 19 ff.; dens., CMLRev 37 (2000), 1363 (1368). Für weitere Nachweise zur vor allem hin-
sichtlich des EG-Vertrages intensiv geführten Diskussion siehe umfassend P. Häberle, Verfas-
sungslehre, S.  187 ff. Zugunsten des Standpunktes einer „Konstitutionalisierung“ von Teilen des 
internationalen öffentlichen Rechts lässt sich vor allem anführen, dass eine nationale Verfassung 
für sich genommen im Zeitalter der Globalisierung nicht mehr ausreicht, um die den Einzelnen 
unmittelbar oder mittelbar betreffende Ausübung hoheitlicher Gewalt umfassend rechtsstaat-
lich zu binden, vgl. T. Cottier / M. Hertig, Max Planck UNYB 7 (2003), S.  261 ff.; A. Peters, in: 
FS Delbrück, S.  535 (537).

10 Vgl. BVerfGE 98, 106 (118 ff.).
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judicial activism des Europäischen Gerichtshofs11 ins Bewusstsein von Regie-
rungen, Abgeordneten und zuarbeitender Ministerialbürokratie eingedrungen ist, 
fehlt es bislang noch an Sensibilität für die Anforderungen der multilateralen welt-
handelsrechtlichen Abkommen. Dies ist spätestens seit der Gründung der WTO 
im Jahre 1995 kaum noch verzeihlich, hat das GATT im Verbund mit seinem neu-
en Schwesterabkommen zum internationalen Dienstleistungshandel GATS damit 
doch endgültig die Schwelle von der Handelsdiplomatie zur Konstitution einer 
eigenständigen Rechtsordnung überschritten.

Sowohl das Recht der EU als auch dasjenige der WTO sind bei nationalen Re-
gelungen mit Bezug zum grenzüberschreitenden Handel auch deshalb von beson-
derer Bedeutung, weil sie nach rechtsstaatlichen Grundsätzen durchsetzbare und 
wirksam sanktionierte Garantien der Wettbewerbsgleichheit zugunsten eben je-
nes Wirtschaftsverkehrs vorhalten. Sie treten damit nicht nur neben etwaige da-
hingehende grundrechtliche Gewährleistungen des deutschen Grundgesetzes. 
Infolge ihrer speziellen Ausrichtung auf gleiche Wettbewerbsbedingungen für 
grenzüberschreitende Transaktionen, der Rigorosität ihrer gerichtlichen Kontrol-
le sowie aufgrund verschiedener verfassungsrechtlicher „Einbruchstellen“ überla-
gern die dahingehenden überstaatlichen Gleichbehandlungsgebote die verfas-
sungsrechtlichen Sicherungen vor besagten Wettbewerbsverzerrungen.

Dies ist evident, insoweit speziell der Gemeinschaftsgesetzgeber das Ideal der 
Wettbewerbsgleichheit entsprechend der ihm durch den EG-Vertrag verliehenen 
vielfältigen Rechtssetzungskompetenzen in sekundärrechtlichen Verordnungen 
oder Richtlinien konkretisiert hat, die für alle Mitgliedstaaten ausweislich des 
Art.  249 EG bestimmte Gesetzesnormen respektive Gesetzesziele unmittelbar 
verbindlich vorgeben. Dabei handelt es sich indes nicht mehr um metagesetzliche 
Vorgaben an Wettbewerbsfreiheit, da das gemeinschaftsrechtliche Sekundärrecht 
seinerseits „einfaches“ Gesetzesrecht darstellt und lediglich auf einer supranatio-
nalen und im Rang dem nationalen Recht vorgehenden12 Rechtsebene angesiedelt 
ist. Nicht verdrängt oder determiniert, sondern aus quasi-verfassungsrechtlichem 
Blickwinkel gleichheitsrechtlich kontrolliert wird das nationale Gesetzesrecht 
hingegen durch die sogenannten Grundfreiheiten und weitere spezielle Gleichbe-
handlungsgarantien des EG-Vertrages sowie durch die sogenannten Diskriminie-
rungsverbote im Recht der WTO. Ihre Struktur baut nach Einschätzung der zu 
ihrer Interpretation berufenen Spruchkörper zumindest auch auf dem Fundamen-
talprinzip der Rechtsgleichheit auf13, konkretisiert selbiges aber jeweils in Rich-

11 Im Folgenden: „EuGH“ oder „Gerichtshof“.
12 Die Vorrangwirkung auch des sekundären Gemeinschaftsrechts, d. h. aller Rechtshand-

lungen der Gemeinschaftsorgane, wird vom EuGH in st.Rprs. seit der Entscheidung der Rs. 
11/70 (Internationale Handelsgesellschaft), Slg. 1970, 1125, Rz.  3, im Anschluss an die Grundla-
genentscheidung EuGH, Rs. 6/64 (Costa / ENEL), Slg. 1964, 1251, 1269 f., betont und ist aus 
gemeinschaftsrechtlicher Warte inzwischen auch gänzlich unumstritten. Siehe dazu ausführlich 
W. Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S.  386 ff.

13 Siehe dazu vorerst hinsichtlich der Grundfreiheiten nur EuGH, Rs. 147/79 (Hochstrass), 
Slg. 1980, 3005, Rz.  7 sowie EuGH, Rs. C-29/95 (Pastoors), Slg. 1997, I-285, Rz.  14 ff., jeweils in 
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tung eines prima facie-Gebotes bestimmter Facetten von Wettbewerbsgleichheit 
im grenzüberschreitenden Handel.

Die vorliegende Untersuchung befasst sich nicht ausschließlich mit rein gleich-
heitsrechtlichen Vorgaben. Sie konzentriert sich aber auf diejenigen Bestimmun-
gen, die Wertungen des nationalen Gesetzgebers durch explizite oder implizite 
Anforderungen an – jedenfalls auch – grenzüberschreitende Wettbewerbsgleich-
heit einhegen, anstatt sie unmittelbar zu ersetzen. Insoweit die Vorgaben über-
staatlichen Handelsrechts in den Blick genommen werden, sollte zugleich deutlich 
werden, welche berechtigten Erwartungen die deutsche Exportwirtschaft an die 
Wettbewerbsbedingungen auf ihren jeweiligen Zielmärkten hegen darf. Gegen-
stand dieser Arbeit sind folglich die Anforderungen des Rechts der EG und der 
WTO sowie ergänzend diejenigen des nationalen Verfassungsrechts an die Ge-
währleistung angeglichener Wettbewerbsbedingungen für international gehandel-
te Waren und Dienstleistungen einerseits und den innerstaatlichen Handel mit den 
je konkurrierenden Gütern andererseits. Indem die einschlägigen Bestimmungen 
den Gestaltungsspielraum des nationalen Gesetzgebers begrenzen, wirken sie 
sämtlich gleichsam als „metagesetzliche“ Rechtsschichten zusammen. Von beson-
derem Interesse sind dabei die wechselseitigen Verschränkungen und die Rück-
sichtnahme auf die jeweils anderen beiden Wertordnungen.

Außer Betracht bleiben die Anforderungen an die Verwaltungspraxis der nati-
onalen Behörden oder an das Verhalten Privater im Wettbewerb; nicht erörtert 
wird insbesondere das Wettbewerbsrecht im engeren Sinne. Ferner beschränkt 
sich die Analyse auf die Begrenzung der Regelungsautonomie des nationalen Ge-
setzgebers, unbeschadet der weitgehenden Übertragbarkeit insbesondere der Er-
wägungen zu den EG-vertraglichen Grundfreiheiten auf Rechtsakte des Gemein-
schaftsgesetzgebers. Keiner eingehenden Betrachtung unterzogen werden schließ-
lich auch die Beihilfe- und Subventionsverbote des EG- und WTO-Rechts sowie 
die insofern einschlägigen verfassungsrechtlichen Begrenzungen. Allerdings las-
sen sich auch Subventionsverbote ohne weiteres als besondere Form eines Diskri-
minierungsverbotes verstehen, das ebenfalls die Gleichheit im Wettbewerb ge-
währleisten soll14. Sie untersagen die mit staatlichen Leistungen einhergehenden 
Wettbewerbsverzerrungen lediglich aus einem anderen Blickwinkel: nicht wegen 
der Wettbewerbsnachteile für die ausgeschlossenen Unternehmen, sondern hin-
sichtlich der Wettbewerbsvorteile für ihre begünstigten Konkurrenten. Daraus 
erhellt sich die Notwendigkeit einer Abgrenzung zu den Anforderungen der je 

Verbindung mit EuGH, Rs. 90/76 (van Ameyde), Slg. 1977, 1091, Rz.  27; EuGH, Rs.136/78 
(Auer), Slg. 1979, 437, Rz.  16: Nach Ansicht des EuGH nehmen die Grundfreiheiten des Art.  14 
II EG das in Art.  12 EG enthaltene Verbot einer Diskriminierung aus Gründen der Staatsange-
hörigkeit in sich auf, welches wiederum als spezielle Ausformung des allgemeinen Gleichheits-
satzes angesehen wird. Für die Diskriminierungsverbote im Recht der WTO am deutlichsten 
Panel Bericht v. 6.  8. 2001, United States – Section 211, WT/DS176/R, Tz.  8.130: Das Gebot der 
Inländerbehandlung nach Art. III:4 GATT gründe auf dem „principle of equality of treat-
ment“.

14 Siehe dazu H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, S.  591.


